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Betr.: über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben 
im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1971 


Gemäß § 37 Abs. 4 BHO übersende ich die Zusammenstellung 
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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1971 


Kap. 

Hdushalls- 
betrag 1971 

d'm 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung 

Tit. 

gabemittein sind 
i zugewiesen 

1 DM 

Begründung 

1 

2 

3 

4 


06 01 
526 01 


06 02 
632 01 


21 000 — 


Einzelplan 06 - Bundesminister des Innern - 

20 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

Nach Abschluß des Rechtsstreits Erbgroßherzogin von Sach- 
sen-Weimar ./. Bundesrepublik Deutschland in der ersten 
Instanz müssen den Prozeßbevollmächtigten die ihnen zu- 
stehenden Gebühren und Auslagen auf Grund des § 16 der 
Rechtsanwaltsgebührenordnung gezahlt werden. Das Land- 
gericht Bonn hat die Gebühren mit Beschluß vom 19. März 
1971 auf 24 487,92 DM festgesetzt, die die Klägerin vom 
11. März 1971 ab mit 4 v.H. zu verzinsen hat. Das Urteil der 
ersten Instanz ist hinsichtlich der Kosten für vorläufig voll- 
streckbar erklärt worden, sofern eine Sicherheit in Höhe von 
25 000 DM geleistet wird. Die Klägerin hat gegen das Urteil 
Berufung eingelegt. Im Hinblick auf die Berufung der Klä- 
gerin und die erforderliche Hinterlegung der Sicherheit 
ist eine Vollstreckung nicht sinnvoll. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da gemäß § 16 der Rechtsanwaltsgebührenordnung auf 
Zahlung der Gebühren und Auslagen ein Rechtsanspruch 
besteht. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


5 000, — Kosten der Bundestagswahlen 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung am 13. Mai 1971 den Bericht der Wahlkreiskommis- 
sion für die 6. Legislaturperiode beraten. Auf Grund des Be- 
schlusses des Innenausschusses soll 

a) keine Neueinteilung der Wahlkreise auf die Länder erfol- 
gen 

b) die kommunale Neugliederung auf Grund der Verwal- 
tungsreform in den Ländern nur bis zum 1. Juli 1972 be- 
rücksichtigt werden und 

c) nur derjenige Wahlkreis geändert werden, dessen deut- 
sche Einwohnerzahl über oder unter der gesetzlich vor- 
geschriebenen Toleranzgrenze von 33Vs v.H. liegt. 

Dieser Beschluß des Innenausschusses erfordert ein erneutes 
Zusammentreten der Wahlkreiskommission zu 3 bis 4 Sitzun- 
gen bis zum Herbst 1971, um auf Grund dieser veränderten 
Situation Vorschläge für die als Anlage zum Änderungs- 
gesetz des Bundeswahlgesetzes bestimmte Wahlkreiseintei- 
lung zu machen. Die Mehrausgabe dient zur Deckung der 
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Kap. 1 
" Tit^ 

1 

1 

Haushalts- 
bctrag 1971 
DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
! zuqewiesen 

i DM 

Zweckbestimmung 

und 

Begründung 

1 

2 

3 i 

4 


noch Einzelplan 06 - Bundesminister des Innern - 


Kosten im Zusammenhang mit der Durchführung der zusätz- 
lichen Kommissionssitzungen. Sie war auf Grund des Be- 
schlusses des Innenausschusses unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 10 
539 99 


45 000,— 


65 000 — 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Aufgrund der nach dem Sofortprogramm zur Modernisie- 
rung und Intensivierung der Verbrechensbekämpfung vor- 
gesehenen personellen Verstärkung des Bundeskriminal- 
amtes entstehen bei der Personalgewinnung wesentlich er- 
höhte Kosten für Ausschreibungen, Vorstellungsreisen und 
amtsärztliche Untersuchungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da zum Zeitpunkt 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 die Schwie- 
rigkeiten, die durch den angespannten Arbeitsmarkt für die 
Personalgewinnung eingetreten sind, nicht vorhersehbar 
waren. Sie war unabweisbar, weil zur Bewältigung der Auf- 
gaben des Bundeskriminalamtes die im Haushalt 1971 neu 
geschaffenen Stellen besetzt werden müssen. Einsparung bei 
Kap. 06 10 Tit. 518 01. 


06 35 
apl. 
811 01 


13 750,— 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Nach dem Gutachten des kraftfahrtechnischen Beamten bei 
der OFD Köln vom 14. Mai 1969 sollte der geprüfte Dienst- 
kraftwagen Mercedes-Benz 190 C erst nach einer weiteren 
Fahrleistung von ca. 60 000 km ausgesondert werden. Unter 
Zugrundelegung einer jährlichen Fahrleistung von 20 000 km 
war danach die Aussonderung und erforderliche Ersatzbe- 
schaffung in 1972 durchzuführen. Zwischenzeitlich hat sich 
jedoch herausgestellt, daß das Fahrzeug bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht mehr betriebs- und verkehrssicher ist. Es 
wurde unter dem 8. Februar 1971 ein zweites Gutachten er- 
stellt mit dem Ergebnis, daß eine Instandsetzung aus wirt- 
schaftlichen Gründen unvertretbar und das Fahrzeug daher 
auszusondern ist. Eine sofortige Ersatzbeschaffung war zur 
Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Dienstbetriebes 
unabweisbar notwendig, zumal die Dienststelle nur noch 
über ein einsatzbereites Fahrzeug verfügte. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen, weil zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1971 mit einer vor- 
zeitigen Aussonderung nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 547 21. 
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Kap. 

" ^Titr 

Haushalts- 
betrag 1971 
DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung 

und 

Begründung 

1 

2 

3 

4 


Einzelplan 10 - Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - 

Wiederaufbau des Vegetationshauses in Berlin-Dahlem 

Unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe infolge 
Lohn- und Materialpreiserhöhungen auf Grund des vom 
BMF - Abt. VII - genehmigten 1. Nachtrags zu den Bau- 
ausführungsunterlagen. 

Einsparung bei Kap. 10 10 Tit. 712 62. 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Unvorhergesehene und unabweisbare Ausgabe zur Gewäh- 
rung von Zuschüssen zur Gemeinschaftsverpflegung an die 
Dienstangehörigen der Bundesanstalt für Fettforschung, die 
bislang keine Möglichkeit zur Teilnahme an der Gemein- 
schaftsverpflegung hatten. Auf den Zuschuß besteht ein 
Rechtsanspruch. 

Einsparung bei Kap. 10 22 Tit. 426 01 


10 10 
apl. 
712 65 


10 22 
apl. 
451 01 


47 000, 


7 400, 


Einzelplan 12 - Bundesminister für Verkehr - 


12 03 
698 3l" 


910 000,— 


12 06 

517 01 272 000,— 

12 06 

51801 7 500,— 


55 000,— 


Erfüllung von Entschädigungsansprüchen aus dem Ausbau 
der Unterweser, 2. Teilbetrag 

Mehr infolge vorzeitiger Leistung von Entschädigungszah- 
lungen durch Abschluß von Vergleichsverhandlungen. Die 
Ausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweisbar und 
unaufschiebbar, da nur durch sofortige Zahlung der vollen 
Vergleichssumme langjährige Verhandlungen zum Abschluß 
gebracht und ein Rechtsstreit vermieden werden konnte. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


6 600,— 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


8 400,— 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

Die Raumverhältnisse bei der Bundesanstalt für Wasserbau 
in Karlsruhe sind für das zur Zeit vorhandene Personal nicht 
mehr ausreichend. Ein Teil der Bediensteten ist behelfs- 
mäßig in völlig unzureichenden Dachräumen im Dachge- 
schoß des Betriebsgebäudes IV (ehemals Pferdeställe) unter- 
gebracht. Wegen Einstellung von Zusatzkräften infolge Zu- 
nahme der Arbeiten für Rechnung Dritter im Rahmen des 
Tit. 532 03 sowie der Datenverarbeitung für die Bundes- 
wasser- und Schiffahrtsverwaltung ist eine sofortige Anmie- 
tung von 200 m- Diensträumen in der Universität Karlsruhe, 
Hertzstraße 16, erforderlich geworden. Im Haushaltsjahr 
1971 betragen die Hausbewirtschaftungskosten für Licht, Hei- 
zung und Reinigung dieser Räume rd. 6600,- DM und die 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 
betrag 1971 

DM 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung 

und 

Begründung 

Tit. ! 

gabemittein sind 
zugewiesen 



DM 



1 ' 2 3 4 


12 09 
apL 
812 05 


12 16 
5T5^ 


noch Einzelplan 12 - Bundesminister für Verkehr ~ 

Mietkosten rd. 8400 - DM. Die überplanmäßigen Ausgaben 
waren daher unabweisbar. Sie waren in Anbetracht des 
sprunghaft angestiegenen Arbeitsanfalls bei der BAW un- 
vorhergesehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


58 000 — 


Erwerb einer großformatigen Papierschneidemaschine 

Infolge unvorhergesehener Schäden ist beim Deutschen 
Hydrographischen Institut eine Buchdruckmaschine ausge- 
fallen. Um den Druck wichtiger nautischer Veröffentlichun- 
gen nicht einstellen zu müssen, war anstelle des Erwerbs 
einer großformatigen Papierschneidemaschine die Beschaf- 
fung einer Buchdruckmaschine zum Preise von 58 000,- DM 
unbedingt erforderlich. Die Ausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 812 04 und Tit. 515 05 


100 ,— 


1 000 ,— 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände in 
Amts-, Dienst- und Werkdienstwohnungen 

Die Werkdienstwohnung des Hausmeisters des Luftfahrt- 
Bundesamtes ist mangels einer Waschküche mit einer Wasch- 
maschine ausgestattet. Diese Maschine ist nach langjährigem 
Betrieb nicht mehr brauchbar. Reparaturen können nicht 
mehr durchgeführt werden. Die Waschmaschine mußte daher 
erneuert werden. Die Mehrausgabe war unvorhergesehen 
und zur Erhaltung der Wohnungsausstattung unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


Einzelplan 20 - Bundesrechnungshof - 


20 01 
820 01 


8 000 000 ,— 


27 000,— 


Erwerb eines bebauten Grundstücks zur Erweiterung des 
Dienstgebäudes 

Neben dem Kaufpreis für den Erwerb des bebauten Grund- 
stücks Frankfurt/M., Berliner Straße 55, zur Erweiterung des 
Dienstgebäudes des Bundesrechnungshofes in Höhe von 
8 000 000,- DM war noch eine Entschädigung für Beleuch- 
tungsanlagen (24 000 DM), Gardinen (1000 DM) und für ein 
Preisgutachten 2000 DM)', insgesamt 27 000 DM an die Ver- 
käuferin zu zahlen. Das konnte bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1971 nicht vorhergesehen werden. Die Mehr- 
ausgabe entspricht einem unabweisbaren Bedürfnis und 
konnte nicht bis zur Verabschiedung des nächsten Haus- 
haltsgesetzes zurückgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 
betrag 1971 
i DM 

i 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- ; 
gabemittein sind 
zuqewiesen ■ 

DM 

Zweckbestimmung 

und 

Begründung 

1 

2 

3 i 

4 


Einzelplan 27 - Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen - 


27 01 

m'oT 


45 000 — 


Kleine Neu-, Um- und Erweitungsbauten 

Zu Beginn vorigen Jahres wurden über die Bundesbaudirek- 
tion Berlin die Arbeiten zur Einrichtung einer Polizei-Not- 
rufanlage vergeben. Die beauftragte Firma konnte jedoch 
aus personellen Gründen die Arbeit nicht aufnehmen, so 
daß lediglich ein Teil des erforderlichen Materials beschafft 
wurde. Die für diese Maßnahmen im abgelaufenen Haus- 
haltsjahr veranschlagten Mittel wurden daher nur zum Teil 
in Anspruch genommen. 

Diese Entwicklung war nicht vorherzusehen. Da der Auf- 
trag - auf Grund der planmäßigen Ausgabeermächtigung im 
Haushaltsjahr 1970 - erteilt wurde, war die Ausgabe unab- 
weisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 27. 


27 02 
685 Cli' 


39 900 000,— 


51 100 000,— 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspoli- 
tische Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für allge- 
meine kulturelle Zwecke 

Die Mehrausgabe diente zur Durchführung bestimmter im 
gesamtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen, die 
sich auf Grund der politischen Entwicklung zwangsläufig 
und unvorhergesehen ergeben haben. Die Ausgaben waren 
im Sinne der Zielrichtung der Zweckbestimmung unerläßlich 
und konnten nicht bis zum nächsten Haushaltsjahr zurück- 
gestellt werden. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


Einzelplan 36 - Zivile Verteidigung - 


36 07 
741 21 


495 000,— 


500 000,— 


Ausbau vorhandener bundeseigener Häfen, Bau neuer bun- 
deseigener Lösch- und Landeanlagen sowie Kosten für neue 
bundeseigene Umschlagstellen einschl. der notwendigen Vor- 
arbeiten 

Der Mehrbedarf ist auf allgemeine Kostensteigerungen beim 
Bau der Landemole an der Knock (Emden) zurückzuführen. 
Die Mehrausgabe war unabweisbar, da eine Unterbrechung 
der Maßnahme wegen der exponierten Lage des Bauwerkes 
in der Emsmündung erhebliche zusätzliche Kosten für die 
Erhaltung eines behelfsmäßigen Zustandes verursacht hätte. 
Die Mehrkosten waren unvorhergesehen, da sie zu einem 
früheren Zeitpunkt nicht erkennbar waren. 

Einsparung innerhalb des Kap. 36 07. 
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Kap. 

Tit^ 

Haushalts- 
betrag 1971 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung 

und 

Begründung 

1 

2 

3 

4 


Einzelplan 60 - Allgemeine Finanzverwaltung - 


60 02 
apl. 
686 05 


Humanitäre Hilfsmaßnahmen für Kambodscha und Laos 

Die Bundesregierung hat zur Linderung der Not der durch 
die Kampfhandlungen in Kambodscha und Laos betroffenen 
Zivilbevölkerung humanitäre Hilfsmaßnahmen beschlossen. 
Als Hilfsmaßnahmen wurden schwerpunktmäßig für Kam- 
bodscha Sachspenden auf dem Gebiet der ärztlichen Versor- 
gung und für Laos auf dem Gebiet der Flüchtlingsbetreuung 
vorgesehen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen, weil sich Maßnahmen 
dieser Art nicht im voraus bestimmen lassen und daher erst 
nach Eintritt des Ereignisses getroffen werden können. Sie 
war aus politischen und humanitären Gründen unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 45. Sitzung am 1. April 1971 der Mehrausgabe zuge- 
stimmt. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 686 02. 


60 04 
681 0^ 


70 000,— 


80 800,— 


Leistungen auf Grund des Gesetzes zur Regelung der Ver- 
bindlichkeiten nationalsozialitischer Einrichtungen und der 
Rechtsverhältnisse an deren Vermögen vom 17. März 1965 

Die Mehrausgabe beruht auf unabweisbaren Leistungen 
nach §§ 6 und 7 des Gesetzes zur Regelung der Verbindlich- 
keiten nationalsozialistischer Einrichtungen und der Rechts- 
verhältnisse an deren Vermögen vom 17. März 1965 (BGBl. I 
S. 79); sie war unvorhergesehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


^ 0 ^ 

ioSe Ö4 


100 000 000,— 


10 000 000 ,— 


Für Besondere Zwecke im Zusammenhang mit der Statio- 
nierung von Streitkräften 

Im Bundeshaushaltsplan 1971 sind für den deutsch-britischen 
Devisenausgleich 100 000 000,- DM veranschlagt worden. 
Nach dem am 18. März 1971 Unterzeichneten Abkommen sind 
jedoch in den Jahren 1971 bis 1975 jährlich HO Mio DM zu 
leisten. Dieses Verhandlungsergebnis konnte nicht vorher- 
gesehen werden. Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie 
auf vertraglicher Verpflichtung beruht. Der Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages hat von der Notwendig- 
keit dieser Mehrausgabe in seiner 43. Sitzung am 11. März 
1971 zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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